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Auskunftsanspruch im Arbeitsverhältnis  
Bei einem lang andauernden Arbeitsverhältnis (hier: 23 Jahre) kann der Arbeitgeber 
verlangen, dass der Arbeitnehmer näher präzisiert, auf welche Informationen oder wel-
che Verarbeitungsvorgänge sich sein Auskunftsersuchen bezieht. Das hat das AG 
Heilbronn entschieden.  
 
Denn: Je größer die Menge an Daten und je unkonkreter das Auskunftsverlangen ist, 
desto weniger ist dem Verantwortlichen die Erteilung einer allumfassenden Auskunft 
zuzumuten und desto eher muss sich der Auskunftsberechtigte mit allgemeinen Anga-
ben (z.B. Bereitstellung einer strukturierten Zusammenfassung der verarbeiteten Da-
ten in Tabellenform) oder mit leicht zugänglichen Informationen begnügen (z.B. Zu-
gang zu einer Datenbank, in der mittels Suche nach dem Namen der betroffenen Per-
son alle elektronischen Dateien, die das Suchwort umfassen, erfasst sind). 
 
In einem aktuellen Fall verlangte ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber Schadens-
ersatz wegen „unvollständig erteilter Auskunft“ im Rahmen eines Auskunftsersuchens 
nach Art. 15 DSGVO. Hintergrund war ein Streit über geleistete Überstunden. Der Ar-
beitgeber hat unter anderem ein 400-seitiges Seiten, eine Excel-Datei mit E‑Mail-Me-
tadaten sowie die Personalakte bereitgestellt und ergänzend Zugang zu weiteren Da-
ten im Betrieb angeboten. Dem Arbeitnehmer reichte das nicht und er verlangte Scha-
densersatz für die unvollständige Auskunft. 
 
Das Arbeitsgericht verneinte einen Schadensersatzanspruch. Der Arbeitnehmer hat 
keinen kausalen Schaden dargelegt. Das Gericht war zudem der Ansicht, dass der 
Arbeitgeber seiner Auskunftspflicht nachgekommen ist. Aufgrund des Umfangs der 
Daten nach 23 Jahren Betriebszugehörigkeit kann der Arbeitgeber eine Konkretisie-
rung zu verlangen. Eine Konkretisierung ist durch den Arbeitnehmer nicht erfolgt.  
 
Das Gericht hat auch klargestellt, dass das Auskunftsrecht in erster Linie dazu dient, 
um die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu prüfen. 
Die Auskunft dient dazu an Informationen zu kommen, die zur Geltendmachung von 
Ansprüchen (vorliegend: Vergütung streitiger Überstunden) gegenüber dem Aus-
kunftspflichtigen benötigt werden. 
 
ArbG Heilbronn, Urteil vom 27. März 2025, 8 Ca 123/24 
 
 

Arbeitszeitbetrug: Arbeitnehmer muss Detektivkosten zahlen 
Der Arbeitgeber kann vom Arbeitnehmer den Ersatz notwendiger Detektivkosten ver-
langen, wenn sich bei der Überwachung der Verdacht auf Arbeitszeitverstöße durch 
den Arbeitnehmer bestätigt, die zu eine fristlosen Kündigung berechtigt.  
 
Ein Verkehrsunternehmen des ÖPNV kündigte einem Fahrkartenkontrolleur fristlos. 
Das Unternehmen warf seinem Arbeitnehmer Arbeitszeitbetrug vor. Gestützt wurde 
dieser Vorwurf durch die Ermittlungen eines beauftragten Detektivs. Dieser hat her-
ausgefunden, dass der Arbeitnehmer während seiner Arbeitszeit im Fitnessstudio, in 
der Moschee und beim Frisör war. Auch bei seiner Freundin und in einer Bäckerei hat 
er sich mehrfach aufgehalten, ohne sich entsprechend aus dem Zeiterfassungssystem 
auszustempeln. Nachweise oder Berichte über etwaige Fahrausweiskontrollen in die-
sen Zeiträumen lagen nicht vor. Im Rahmen einer Anhörung vor Ausspruch der Kün-
digung hat der Arbeitnehmer den Verdacht nicht ausräumen können.  
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Das LAG Köln bestätigte die fristlose Kündigung. Ein Arbeitszeitbetrug ist geeignet, 
eine fristlose Kündigung zu rechtfertigen. Der Arbeitgeber muss auf eine korrekte Do-
kumentation der Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer vertrauen können. Überträgt er den 
Nachweis der geleisteten Arbeitszeit den Arbeitnehmern selbst und füllt ein Arbeitneh-
mer die dafür zur Verfügung gestellten Formulare wissentlich und vorsätzlich falsch 
aus, so stellt dies in aller Regel einen schweren Vertrauensmissbrauch dar. 
 
Die Observierung durch den Detektiv war auch nach § 26 Abs. 1 BDSG zulässig. Die 
Ergebnisse durften vor Gericht verwendet werden. Der Eingriff in das Persönlichkeits-
recht des Arbeitnehmers war nur von geringer Intensität. Für die Observierung durch 
die Detektei sind Kosten in Höhe von knapp 22.000 Euro angefallen, die der Arbeit-
nehmer tragen muss. Das entspricht der ständigen Rechtsprechung des BAG, wonach 
der Arbeitnehmer wegen Verletzung seiner arbeitsvertraglicher Pflichten dem Arbeit-
geber die durch das Tätigwerden eines Detektivs entstandenen notwendigen Kosten 
zu ersetzen hat, wenn der Arbeitgeber aufgrund eines konkreten Tatverdachts einem 
Detektiv die Überwachung des Arbeitnehmers überträgt und der Arbeitnehmer einer 
vorsätzlichen Vertragspflichtverletzung überführt wird. Insofern handelt es sich um 
keine Vorsorgekosten, die unabhängig von konkreten schadensstiftenden Ereignissen 
als ständige Betriebsausgabe vom Arbeitgeber zu tragen sind.  
 
LAG Köln, Urteil vom 11. Februar 2025, 7 Sa 635/23 
 
 

Zeugenbeweis im Kündigungsprozess 
Der Zugang einer Kündigung muss vom Arbeitgeber bewiesen werden – nicht immer 
ein einfaches Unterfangen. In einem aktuellen Urteil hat das LAG Niedersachsen sich 
näher mit den Zeugenaussagen beschäftigt und war von den Aussagen nicht über-
zeugt.  
 
Es ging um eine Kündigung innerhalb der Probezeit. Streitig war, ob die Kündigung 
der klagenden Arbeitnehmerin innerhalb der Probezeit persönlich ausgehändigt 
wurde. Der Arbeitgeber behauptet, er habe ihr die Kündigung in Anwesenheit von drei 
weiteren Mitarbeitern übergeben wollen. Nachdem sie sich geweigert habe, das 
Schreiben anzunehmen und den Empfang zu bestätigen, sei das Schreiben auf ihren 
Schreibtisch gelegt worden. 
 
Zwar haben alle Zeugen die Behauptung des Arbeitgebers bestätigt, die Aussagen der 
Zeugen wiesen nach Ansicht des Gerichts „keine ausreichenden Realitätskennzeichen 
auf und seien im Kerngeschehen durch einen sehr hohen Grad an Übereinstimmung, 
nicht aber durch individuell unterschiedliche Wahrnehmungen der einzelnen Zeugen 
geprägt“. 
 
Die Berufung gegen das Urteil hatte ebenfalls keinen Erfolg. Auch das LAG hatte Zwei-
fel am Wahrheitsgehalt der Zeugenaussagen. Dabei ist bei der Analyse der Glaubhaf-
tigkeit einer spezifischen Aussage nach den allgemein anerkannten Grundsätzen der 
forensischen Aussagepsychologie von der sog. Nullhypothese auszugehen. Die Hy-
pothese besagt, dass eine Aussage als unwahr betrachtet wird, solange nicht das Ge-
genteil bewiesen ist. Bei der Ermittlung der Wahrhaftigkeit sind insbesondere sog. „Re-
alkennzeichen“ zu suchen. Das Vorhandensein dieser Real- oder Glaubwürdigkeits-
kennzeichen gilt als Hinweis für die Glaubhaftigkeit der Angaben.  
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Aufgrund eines hohen Grades an Übereinstimmung der Aussagen, auch hinsichtlich 
der detailreichen Darstellungen, welche Positionen der jeweilige Zeuge eingenommen 
haben will, sah das Gericht die Aussagen als unglaubhaft an. Keiner der Zeugen schil-
dert eine etwaige emotionale Reaktion oder ein Verhalten der Arbeitnehmerin auf eine 
nicht alltägliche Situation, nämlich des gleichzeitigen Erscheinens von vier Personen 
im Büro zur Übergabe einer Kündigung. 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 26. Mai 2025, 4 SLa 442/24 
 
 

Urlaubsabgeltung: Verfallfristen im Arbeitsvertrag 
Eine Urlaubsbescheinigung verhindert nicht den Verfall der Urlaubsabgeltungsansprü-
che aufgrund vertraglicher Ausschlussfristen. Das hat das LAG Berlin-Brandenburg 
entschieden.  
 
Im vorliegenden Fall streiten Arbeitnehmer und Arbeitgeber um die Zahlung einer Ur-
laubsabgeltung in Höhe von 10.096,16 Euro. Dem Arbeitgeber wurde innerhalb der 
Probezeit gekündigt. Eine ausgehändigte Urlaubsbescheinigung wies einen Restur-
laub von 21 Tagen aus. Die gegen die Kündigung erhobene Kündigungsschutzklage 
bestätigte die Kündigung durch Vergleich. Knapp vier Monate nachdem das Arbeits-
verhältnis beendet war, forderte der Arbeitnehmer Urlaubsabgeltung für seinen Rest-
urlaub. Der Arbeitgeber lehnt einen Anspruch ab und verwies auf die Ausschlussklau-
sel im Vertragsvertrag, wonach Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn 
sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit in Textform gegenüber der ande-
ren Partei geltend gemacht werden.  
 
Das LAG bestätigte in der Berufung, dass der Anspruch auf Urlaubsabgeltung verfallen 
ist. Die vertraglich vereinbarte Ausschlussklausel ist wirksam. Der Urlaubsabgeltungs-
anspruch als reiner Geldanspruch ist als Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis von einer 
arbeitsvertraglichen Verfallklausel erfasst.  
 

Der Arbeitnehmer hat seinen Anspruch nicht innerhalb von drei Monaten in Textform 
geltend gemacht. Der Anspruch auf Abgeltung des Urlaubs entstand mit der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses. Mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist die Ge-
währung von Urlaub in natura nicht mehr möglich, so dass sich der Anspruch auf Ur-
laub in einen Urlaubsabgeltungsanspruch wandelt. 
 

Die vorherige Erhebung einer Kündigungsschutzklage wahrt die Ausschlussfrist nicht, 
da innerhalb des Verfahrens kein Antrag auf Urlaubsabgeltung gestellt wurde.  
 

Aus der Aushändigung einer Urlaubsbescheinigung ergibt sich auch nichts anderes. 
Der Arbeitgeber schuldet dem Arbeitnehmer bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
die Aushändigung einer Bescheinigung über den gewährten oder abgegoltenen Ur-
laub. Sinn und Zweck der Urlaubsbescheinigung ist es, den Arbeitnehmer den Nach-
weis über den Urlaub bei einem neuen Arbeitgeber führen zu lassen. Die Bescheini-
gung trifft keine Aussage darüber, dass der Arbeitgeber die Zahlung eines bestimmten 
Betrag (Achtung: anders, wenn in einer Lohnabrechnung ausgewiesen!) als Urlaubs-
abgeltung anerkennt.  
 

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16. Januar 2025, 10 Sa 697/24 
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Praxistipp: Arbeitgeber, die in ihren Arbeitsverträgen eine Ausschlussklausel verein-
bart haben, sind gut beraten, nicht automatisch nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nis den Resturlaub abzugelten.  
 
Die Vereinbarung von Ausschlussfristen im Arbeitsvertrag ist ein bewährtes Mittel, 
um Ansprüche des Arbeitnehmers verfallen zu lassen. Eine Musterformulierung fin-
den Sie hier.  

  

https://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/mustervertraege/arbeitsvertrag-standard--5196770


6/8 

VERANSTALTUNGEN 
 
 
 
 
„IT.CON by CYBR 360“ 
Donnerstag, 18. September 2025, 08.30 – 17.00 Uhr, Congresshalle Saarbrücken, 
Hafenstraße 12, 66111 Saarbrücken 
 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit! Hier geht es zu den Tickets. 
 
Das erwartet Sie: 

• Unternehmen und Institutionen aus der IT- und Cybersicherheits-Branche der 
Großregion 

• Überblick über aktuelle Themen, Trends und Neuerungen in der Zukunft 

• Breites Bühnenprogramm auf zwei unterschiedlichen Bühnen (Saal West und 
Vorraum Ost) 

• Impulse, Diskussionen und Workshow Räume mit Best Practices und exklusi-
ven Insights 

• Highlight-Keynote: Mark T. Hofmann – Die dunkle Seite der KI: Wie Hacker KI 
& Deepfakes nutzen 

• Möglichkeit sich zu vernetzen und Synergien zu schaffen 

• Lounge-Area für Bewerbungsgespräche, Verhandlungen und Arbeitszonen 
 

Kernthemen der Fachmesse: 

• Cybersicherheit & Schutz sensibler Daten – Unternehmen erhalten praxisnahe 
Einblicke in aktuelle Bedrohungen, Schutzmaßnahmen und Best Practices für 
IT-Sicherheit. 

• Technologische Innovation & IT-Entwicklung – Präsentation neuer Technolo-
gien, Trends und Lösungen in den Bereichen IT, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz. 

 
 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
  

https://it-con-messe.de/
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Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink.  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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